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P 
Aufgrund des g 2 Abs. 4 und des g 91 Abs. 1 des Gesetzes über die Uni- 
versitäter des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. NW. S. 532), 
geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV. NW. S. 428). hat die Ruhr- 
Universität Bochum die folgende Lizentiatsordnung als Satzung erlassen: 
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§ 1 
Lizentiat 

Die Katnoiisch-Theologische Fak-ltät der Ruhr-Universitat Bochum ver- 
leiht aiifgrund eines ordentlichen F'rüfungsverfahrens den akademischen 
Grad eines Lizentiatenl'der Theoicgie (Lic. theol.). 

5 2 
Zweck des Lizentiatsverfahrens 

Zweck des Prüfungsverfahrens zum Lizentiaten der Theologie ist der 
Nachweis einer über das allgemeire Studienziel hinausgehenden Befähi- 
gung zu selbstrindiger wissenschaClicher Arbeit. Die Befähigung wird auf- 
grund einer schriftlichen Arbeit (L:zentiatsarbeit). die einen selbständigen 
Forschungsbeitrag zu einem Therra aus einem Spezialgebiet leistet. sowie 
durch mündliche Prüfungen festgestellt. 

5 3 
Prütungsausschuß 

(1) In den Prüfungsausschuß wä'it der Fakultätsrat der Katholisch-Theo- 
logischen Fakultät 
1. den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und seinen Stellvertreter 

aus der GNppe der Professoren. einen weiteren Professor sowie einen 
Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Fakultät für drei Jahre. 

2. einen Studenten für ein Jahr. 
Wiederwahl ist möglich. 

(2) Der Prüfungsausschuß hat auf die Einhaltung der Lizentiatsordnung 
zu achten. Ihm kommen insbesondere folgende Aufgaben zu: 
1. Überprüfung der Prüfungsvoraussetzungen (g 4). 
2. Entscheidung über die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistun- 

gen sowie über Ausnahmeregelungen und Auflagen (5s 4 und 9). 
3. Entscheidung über die Annahme als Lizentiand (s 5). 
4. bei Ausfall des Betreuers einer Lizentiatsarbeit Bemühung um Gewin- 

nung eines anderen Betreuers (5 6 Abs. 3). 
5. Entscheidung über die Zulassung zum Prülungsverfahren (5 7). 
6. Prüfung von Widersprüchen gemäß der Verwaltungsgerichtsordnung 

(5 13). 
7. Erteilung von Auskünften an Kandidaten in Zweifelsfragen. die die Be- 

dingungen der Annahme als Lizentiand und die Zulassung zur Prüfung 
betreffen. 

(3) Die Entscheidungen des Prüfungsausschusses werden in einem Pro- 
tokoll festgehalten. Sie sind den Betroffenen unter Rechtsmittelbelehrung 
schriftlich mitzuteilen. Den Beteiligten an einem Lizentiatsverfahren steht 
das Recht auf Einsichtnahme in das Protokoll zu. 
(4) Die Sitzungen des Prufungsausschusses sind nichtöffentlich: sie 
werden vom Vorsitzenden einbenifen. Der Prüfungsausschuß ist beschluß- 
fähig. wenn außer dem Vorsitzenden zwei weltere Mitglieder anwesend 
sind. von denen einer Professor sein muß. 
(5) Der Prüfungsausschuß trifit seine Entscheidungen mit der Vehrheil 
der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. Der Vertreter der Studenten hat bei 
pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen kein Stimmrecht. Hat 
der Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiter nicht den Doktorgrad bzw. 
den Grad eines Lizentiaten in der Theologie oder im kanonischen Recht er- 
worben. so ist er bei der Beschlußfassung über die genannten Fragen 
ebenfalls nicht stimmberechtigt. 
(6) Die Mitglieder des Pr-fungsa~sscn~sses Jnter .egen der Vwschwie. 
genneitspfltcnt Nicntbeamtete Mitalieder sind vom Vors.tzenden oes P ~ L -  ~. 
fungsausschusses zur ~erschwie~enheit zu verpflichte". 
(7) Der Prüfungsausschuß kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle 
regulären Fälle auf den Vorsitzenden übertragen. Dies gilt nicht für die Ent- 
scheidungen über Widersprüche. 

5 4 
Voraussetzungen für die Zulassung zum Lizentiatsverfahren 

Fur die Zulassung zum Lizentiatsverfahren sind folgende Voraussetzungen 
erforderlich: 
1. Der Kandidat muß ein ordnungsgemäßes Studium der Katholischen 

Theologie an einer Universität einschließlich Gesamthochscnule oder 
einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule mit $Iner Re- 
gelstudienzeit von wenigstens acht Semestern abgeschlossen haben. 
Abschlüsse dieser Art sind: die Diplomprüfung, das kirchliche Ab- 
schlußexamen. das Bakkalaureat und das Staatsexamen für bas Fach 
Katholische Religionslehre für die Sekundarstufe 11. In der Regel soll der 
Kandidat mindestens zwei Semester an der Katholisch-Theologischen 
Fakultät der Ruhr-Universität studiert haben. 

2. Zur Prüfung kann auch zugelassen werden. wer nach abgeschlosse- 
nem Ersten Staatsexamen für das Fach Katholische Religionslehre für 
die Sekundarstufe I oder einem abgeschlossenen Fachhochschulstu- 
dium für Religionspädagogik durch ein ergänzendes Studiumz) im Sinne 
des 5 87 Abs. 4 UG zu einem Abschluß gelangt, der dem eines Studiums 
im Fach Katholische Theologie gemäß Nummer 1 äquivalent ist. 

3. Bewerber ohne einen der vorgenannten Studienabschlüsse müssen 
Prüfungen in allen Prüfungsfächern des Diplomexamens gemäß der in 
der Diplomprüfungsordnung festgelegten Form (Klausuren, mündliche 
Prüfungen) ablegen (vgl 5 10 Abs. 3). 

J. Z~gelassen werden kann r-r. wer diejenigen Seminaneist~ngen nacn- 
gewiesen nat. die 0-rcl die .n der Fakultät aeitende Diolomorüfunas- 
ördnung für das Fach Katholische ~heologie~efordert werde". 

- 

Irn Interesse der TerWere!nfachung urd in die= Lizentiatdnung alle FunHionsbe 
ze~hnungen ,n rndnnlichar Form ausgm~esen Sie gelten für Frauen in wablicher Form 

2l Wird zur Zeit nicht aigeboten. 



5. Eine erfolgreiche Abschlußprufung des Studiums der Katholischen 
Theologie an einer anderen Hochschule als den in Nummer 1 genann- 
ten kann der Prufungsausschuß anerkennen, wenn der Abschluß den in 
Nummer 1 genannten gleichwertig ist. 

6. Bei ausländischen Studiengängen und Abschlußprüfungen gelten die 
genannten Anforderungen entsprechend. Die Gleichwertigkeit der Vor- 
aussetzungen für die Zulassung zur Prüfung wird in Zweifelsfällen an- 
hand der von der Kultusministerkonferenz und der Hochsch~lreMOren- 
konferen: gebilligten Äq~ivalenzvereinbarun~en festgestellt. Ist diese 
Feststellung nicht möglich. soll die Zentralstelle für ausländisches 811- 
dungswesen gehort werden. 

§ 5 
Annahme als Lizentiand 

(1) Ein Gesuch auf Annahme als Lizentiand ist schriftlich an den Vonit- 
zenden des Prufungsausschusses zu richten. Dem Gesuch sind folgende 
Unterlagen beizufügen: 
1. ein Lebenslauf. in dem der Bildungsgang darzulegen ist. 

2. ein zum Studium an einer deutschen Universität berechtigendes Reife- 
zeugnis oder ein anerkanntes entsprechendes Ergänzungszeugnis und. 
sofern nicht im Reifezeugnis enthalten. der Nachweis über bestandene 
Sprachprüfungen in Latein und Griechisch. Bei einer beabsichtigten 
Abhandlung in einem exegetischen Fach ist ein Testat des die Arbeit 
betreuenden Professors bzw. Privatdozenten beizufügen. in dem das 
Vorliegen der mit dem Lizentianden vereinbarten Kenntnisse des Hebrä- 
ischen bestätigt wird. 

3. der Nachweis über erbrachte Studienleistungen und Studienabschlüsse 
gemäß 5 4 Nr 1 oder 2 dieser Ordnung. 

J. eine Mitteilung des Arbeitstitels der beabsichtigten Lizentiatsarbeit und 
des Professors bzw. Privatdozenten. mit dem das Tnema derselben 
vereinbart worden ist. 

5. eme Erklärung des Professors oder Privatdozenten. der die Betreuung 
der Arbeit übernehmen wird. oder ein Antrag auf Vermittlung eines 
Betreuers. 

(2) Der Prüfungsausschuß prüft die Vollständigkeit der Unterlagen und 
teilt dem Kandidaten schriftlich seine Annahme als Lizentiand mit. Die An- 
nahme als Lizentiand kann verweigert werden. wenn das Fachgebiet der 
Abhandlung in der Fakultat nicht vertreten wird oder die nach 5 4 Nr. 1 
oder 2 geforderten Studienabschlüsse nicht nachgewiesen weiden. Die 
Gründe der Ablehnuna sind dem Bewerber schriftlich und unter Rechtsbe- 
helfsbelehrunq qemai4  13 mitzuteilen. - .  
3) D e Annahme a s - Zent and sl weder \ /ora~sseiz~ng oer Z ~ i a s s ~ n g  

o nes dandioaten :um Pr,f~ngsverfahren. nocn ~egr-ndet sie e nen Recnts- 
anspruch auf eine spatere Eroffnung des Verfahrens. 

§ 6 
Betreuung des Lizentianden 

(1) Mit der Annahme als Lizentiand wird ein Anspruch auf Beratung durch 
den Prufungsausschuß und auf Betreuung durch einen Professor oder Pri- 
vatdozenten begrljndet. 

(2) Eine Lösung des Betreuungsverhältnisses zwischen Professor oder 
Privatdozent und Lizentiand ist von beiden Seiten her möglich; sie ist in 
ledern Fall dem Prüfungsausschuß anzuzeigen. Dieser kann vom Betreuer 
eine mundliche oder schriftliche Begrundung verlangen. Dem Kandidaten 
ist die Mdglichkeit der Anhorung zu geben. 

(3) Wird eine Lösung des Betreuungsverhältnisses aus Gründen erior- 
derlich. die der Lizentiand nicht zu vertreten hat. so ist der Prüfungsaus- 
schuß zur Ausschöpfung aller Mdglichkeiten zwecks Fortführung der Ab- 
handlung verpflichtet. 

- 5 7  
Zulassung zum Prüfungsverfahren 

(1) Das Gesuch um Zulassung zum Prüfungsverfahren ist schriftlich an 
den Vorsitzenden des Prufungsausschusses :U richten. 

(2) Bei Vorlage der Bestatigung der Annahme als Lizentiand gemäß 5 5 
dieser Ordnung sind dem Gesuch folgende Unterlagen beizufügen: 
1 der Nachweis uber erbrachte Studienieistungen gemäß 5 4 Nr 4. 
2. wenigstens fünf gebundene oder reheftete Exemplare der Abhandlung 

in Maschi~enschrift: diese Exemalare müssen einen Lebenslauf und 
Bildungsgang enthalten. 

3. eine Erklär~ing, die der Abhandlung beigefügt ist, mit folgendem Wort- 
laut: ,.Ich versichere, daß ich die eingereichte Arbeit ohne fremde Hilfe 
verfaßt und andere als die in ihr angegebene Literatur nicht benutzi 
habe und daß alle ganz oder annahernd übernommenen Stellen als sol- 
che kenntlich gemacht sind; außerdem versichere ich, daß die vorge- 
legte Abhandlung in dieser oder ahnlicher Form noch nicht anderweitig 
eingereicht oder als nicht ausreichende Ltzentiatsarbeit abgelehnt 
wurde ". 

4. ein registerlicher Nachweis. falls der Bewerber seit mehr als drei Mona- 
ten exmatrikuliert ist und nicht In offentlichen oder kirchlichen Dienst 
steh:. 

5. das Einverständnis des zustandicjen Bischofs oder Ordensoberen ge- 
mäß der Vereinbarung zwischen dem Apostolischen Stuhl und dem 
Lande Nordrhein-Westfalen (Notenwechsel über die Katholisch-Theo- 
logische Abteiiung der Ruhr-Universität Bochum vom 22.2.1968 - ABI. 
KM. NW. S. 87), 

6. die ErkIAmng des Bewerbers. ob er für seine mündliche Prufung die 
fakultatsinterne offentlichkeit zulassen oder ausschließen will. 

7. die Erklärung des Bewerbers. welchen Prufer er wählt. falls das Prü- 
fungsfach von mehreren Professoren bzw. Privatdozenten der Fakultät 
vertreten wird. 

(3) Liegt keine Bestätigung der Annahme des Kandidaten als Lizentiand 
gemdß 5 5 dieser Ordnung vor. so sind dem Gesuch zusätzlich die in 5 5 
Abs. 1 genannten Unterlagen (außer dem Lebenslauf) beizufügen. 

(4) 8ei Abhandlungen. die ohne Betreuung eines Professors bzw. Pnvat- 
dozenten der Fakultät angefertigt wurden. ist eine Erklärung des Kandida- 
ten beizufügen. welcher theologischen Disziplin die Arbeit zugehört. 

(5) Der P r ~ l ~ n g s a ~ s s c n ~ ß  p r ~ f l  d e V~~ ls ldnd ig~e i t  ~ n d  Ordn~ngsge- 
mdßneit der Lnierlagen dna teilt oem dandidaten schrittlicn die Erofin~ng 
des Prüfungsveriahrens mit. Diese kann verweigert werden. wenn das 
Fachgebiet der Abhandlung in der Fakultät nicht vertreten wird oder die 
nach Absatz 2 bis 4 geforderten Unterlagen trotz Aufiorderung bis zu den 
gesetzien Fristen nicht vorhanden sind. Die Gründe der Ablehnung sind 
dem Bewerber schriftlich und unter Rechtsbehelfsbelehrung gemdß 5 13 
mitzuteilen. 

(6) Die Unterlagen bleiben nach Abschluß des Prüfungsverfahrens beim 
Dekanat der Fakultät. 

§ 8 
Prüfungskommission 

(1) Die Prüfungskommission besteht aus allen Professoren und Privatdo- 
zenten der Fakultät sowie je zwei vom Fakultatsrat zu benennenden Stu- 
denten und wissenschaftlichen Mitarbeitern. Die Studenten sind nicht stimm- 
berechtigt. die wissenschaftlichen Mitarbeiter nur dann. wenn sie zum Dr. 
theol. oder Lic. theol. bzw. Lic. iur. can. prdmoviert sind. Nicht der Fakultät 
angehörende Referenten. die ein Haupt- oder Korreferat übernommen 
haben. sind ebenfalls Mitglieder der Prufungskommission. 

(2) Den Vorsitz in der Prüfungskommission führt der Dekan. Die Kommis- 
sion ist beschlußfähig. wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind. > 
Sie faßt ihre Beschlüsse mit der Mehrheit ihrer anwesenden stimmberech- 
tigten Mitglieder. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

(3) Die Prüfungskommission hat die Aufgabe 
1. Referenten für die Begutachtung der Lizentiatsarbeit zu bestellen (5 9): 
2. uber die Annahme oder Ablehnung der Abhandlung. über ihre Beno- 

tung bzw. uber ihre Ruckgabe zur Uberarbeitung zu beschließen (5 9); 
3. das Bestehen oder Nichtbestehen der Gesamtprufung sowie das Ge- 

samtprädikat festzustellen (§ 10); 
4. im Falle des Nichtbestehens festzustellen. ob eine Wiederholung der 

Prüfung möglich ist (5 12); 
5.  über eine Veröfientlichung der Lizentiatsarbeit zu entscheiden (5 14). 

(4) Die getroffene Entscheidung ist dem Kandidaten schriftlich mitzutei- 
len. Im Falle von Absatz 3 Nr. 2, 3 und 4 ist der Kandidat auf die Wider- 
spruchsmöglichkeit gem. § 13 dieser Ordnung hinzuweisen. 

J 9 
Lizentiatsarbeit und ihre Begutachtung 

(1) Die Lizentiatsarbeit muß in deutscher oder [ateinischer Sprache abge- 
faßt sein. Der Prüfungsausschuß kann in besonders begründeten Fallen 
eine andere Sprache gestatten. 

(2) Zur Begutachtung der Abhandlung bestellt die Prüfungskommission 
nach folgenden Grundsätzen in der Regel zwei Referenten. Sie kann in be- 
gründeten Ausnahmefällen von dieser Regel nach oben abweicher: 
1. Von den Referenten kann höchstens einer aus einer fremden Fakultät 

bestellt werden. 'I 
2. Ein Professor bzw. Privatdozent. der das Fach der Abhandlung vertritt. 

ist als Referent zu besteilen. 
3. Als erster Referent ist der Professor bzw. Privatdozent zu bestellen. mit 

dem das Thema der Lizentiatsarbeit vereinbart worden ist: bei Abhand- 
lungen ohne Betreuung bestellt die Prüfiingskornmission den ersten 
Gutachter aufgrund der vom Kandidaten gem. 5 7 Abs. 4 dieser Ord- 
nung abgegebenen Erklärung. 

(3) Der Lizentiand kann die Abhandlung zurijcknehmen, solange nicht 
beide Gutachten beim Dekanat hinterlegt sind. 

(J) Jeder der von der Prufungskommission bestellten Referenten erhalt 
ein Exemplar der Lizentiatsarbeit. Er erstattet innerhalb von zwei Monaten 
über die Abhandlung ein schriftliches Gutachten. Diese Frist kann in be- 
gründeten Fällen durch den Prüfungsausschuß, ersatzweise durch dessen 
Vorsitzenden. um einen weiteren Monat verlängert werden. Das Gutachten 
muß eine Empfehlung über Annahme oder Ablehnung der Arbeit und, im 
Falle der Annahme-Empfehlung, einen Benotungsvorschlag enthalten. 

(5) Die Abhandlung ist mit den Gutacnten der Referenten drei Wochen im 
Amtszimmer des Dekans für alle Mitglieder der Prüfungskommission zur 
Einsicht auszulegen. Die Prüfungskommission kann diese Frist auf Antrag 
eines :hrer Mitglieder um höchstens zwei Wochen verlängern. Von der 
Auslegefrist dürfen nicht mehr als zwei Wochen in die vorlesungsfreie Zeit 
fallen. 

(6) Jedes Mitglied der Prüfungskommission hat das Recht. sich schrifi- 
Iich bis spätestens eine Woche nach Ende der Auslegefrist zur Abhandlung 
zu äußern. 



(7) . Dem Kandidaten steht die Einsichtnahme in die Gutachten und ggf. 
weiteren Meinungsaußerungen nach Absatz 6 zu. Er kann eine Stellung- 
nahme bis spltestens eine Woche nach Ende der Auslegefrist abgeben. 
(8) Nach Ablauf der Auslegefrist entscheidet die Prüfungskommission 
auf der Grundlage der Gutachten und unter Würdigung der eingegange- 
nen Meinungsäußerungen über Annahme oder Ablehnung und über die 
Benotung der Abhandlung. Die Prüfungskommission kann vor der Be- 
schlußfassung weitere Gutachten einholen. wenn die vorliegenden Gut- 
achten und Meinungsäußerungen divergieren oder wenn sich im Laufe des 
Verfahrens herausgestellt hat. da8 die Abhandlung in Fachgebiete ein- 
greift. die an der Katholisch-Theologischen Fakultät der Ruhr-UniverSitat 
Bochum nicht vertreten sind. 
(9) Die Prüfungskommission trifft ihre Entscheidung spltestens zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegefrist bzw. nach Eingang der von ihr ein- 
geholten zusltzlichen Gutachten. Diese Frist ruht während der vorle- 
sungsfreien Zeit. 
(10) Wird die Abhandlung von der Prufungskommission als nicht genü- 
gend abgelehnt. so ist das Verfahren beendet. Der Kandidat ist davon 
schriftlich unter Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen und auf die 
Moglichkeit des Widerspruchs gem. 5 13 hinzuweisen. Die abgelehnte 
Abhandlung bleibt bei den Akten des Dekanats der Fakultat. 

5 10 
Mündliche Prüfungen 

(1) Die Annahme der Abhandlung durch die Prüfungskommission 
schlielit die Zulassung zu den mundlichen Prüfungen ein. Diese dauern in 
dem Fach. in dem die Abhandlung geschrieben wurde (Hauptfach) eine 
halbe Stunde. in den anderen Fachern (Nebenfächern) jeweils eine viertel 
Stunde. Die mündlichen Prufungen werden abgelegt in Fächern der fol- 
genden vier Fächergruppen: 
1. Fächeqruppe ..Biblische Theologie". umfassend die Fächer: Altes 

Testament: Neues Testament: 
2. Fachergruppe ..Philosophie und Historische Theologie". umfassend die 

Fächer: Philosophie; Philosophisch-theologische Grenzfragen: Alte Kir- 
chengeschichte, Christliche Archäologie und Patrologie; Kirchenge- 
schichte des Mittelalters und der Neuzeit: 

3. Fächergruppe ,.Systematische Theologie". umfassend die Fächer: Fun- 
damentaltheologie; Dogmatik; Moraltheologie: Christliche Gesell- 
schaftslehre; 

J. Fachergruppe ..Kirchenrecht und Praktische Theologie". umfassend die 
Facher: Kirchenrecht; Religionspädagogik und Katechetik: Pastoral- 
theologie; Liturgiewissenschaft. 

(21 Im einzelnen erstreckt sich die mündliche Prüfung 
1. für die Kandidaten. die die kirchliche Abschlußprüfung bzw. die Diplom- 

prufung bestanden haben. auf das Hauptfach und auf zwei vom Kandi- 
daten zu wählende Nebenfächer: 

2. fur Kandidaten. die das Staatsexamen für das Fach Katholische Religi- 
onslehre für die Sekundarstufe II bzw. das Bakkalaureat bestanden 
haben. auf das Hauptfach und auf sechs Nebenfächer: die Fächer 
bleues Testament. Dogmatik und Moraltheologie sind verpflichtend. die 
andern Nebenfächer kann der Kandidat wählen; 

3. fur Kandidaten eines Ergänzungsstudiums gemäß 5 4 Abs. 2 geiten je 
rach der vom PrufungsausschuO festgestellten Aquivalenz die Anfor- 
derungen nach Nr. 1 oder Nr. 2. 

(3) Die von Kandidaten ohne einen der vorgenannten Studienabschlüsse 
zu erbringenden Prüfungsleistungen sind 
1. die von der leweils geltenden Diplomprüfungsordnung vorgeschriebe- 

nen Klausurarbeiten aus den Fachern der in Absatz 1 aufgeführten 
Fdchergruppen. 

2. eine halbstündige mündliche Prufung im Hauptfach sowie sieben vier- 
telstundige mündliche Prüfungen in den anderen Fächern aus den in 
Absatz 1 aufgeführten Fachergruppen; die Fächer Neues Testament. 
Dogmatik und Moraltheologie sind verpflichtend. die anderen Facher 
kann der Kandidat wählen: dem Kandidaten steht es frei, sich darüber 
iinaus n wei:eren Fachern münclich prufen zu lassen. 

14, Die nundlicnen Prufungen ers:recken sich, wenn sie in drei Diszipli- 
nen abgelegt werden. auf nicht mehr als eine Woche; wenn sie in sieben 
Disz!plinen abgelegt werden, auf nicnt mehr als zwei Wochen. 
(5) Die Prufungsleistungen nach Aosatz 3 sind in einem Zeitraum von 
nicht mehr als insgesamt zwolf Wochen zu erbringen. 

(6) Die mündlichen Pruiungen sowie die Prüfungen nach Absatz 3 müs- 
sen in einem Gesamtzeitraum von Iangstens acht Monaten nach Annahme 
der Abhandlung abgelegt werden. Diese Frist kann von der Prüf~ngskom- 
mission in begründeten Ausnahmefällen verlängert werden. Erstrecken 
sich die Prufungen nach Absatz 2 Nr. 2 auf sieben Disziplinen, so können 
sie innerhalb des Gesamtzeitraums n zwei Abschnitten abgelegt werden. 
Die Veneilung der Fächer auf die Prifungstermine bestimmt die Prüfungs- 
kommission unter Eerücksichtigung der Wünsche des Bewerbers. Die 
Prufungen lach Absatz 3 können i r  mehreren. bis zu sechs von der Prü- 
furgskommission unter Berucksicbtigung der Wünsche des Bewerbers 
festgelegten Abschnitten abgelegt  e erden. 

(7) Der jeweilige Fachvertreter unc ein zweiter Professor bzw. Privatdo- 
zent nenmen a e scnrifilicnen ~ n d  r~nd l i cnen  Pmfungen ab (Zweiprufer- 
3r n?Di woDei Dei m~nalichen P r ~ f ~ n a e n  der zweite Pmfer außerdem das 

(8) Jede Einzeiprufung mu8 mindestens mit der Note ..genügendu (..ritew) 
abgeschlossen werden. Die Gesamtnote der mündlichen Prüfungen. die 
Gesamtnote der Prüfungen gema8 Absatz 3 und die Endnote des ganzen 
Prüfungsverfahrens werden durch die Prüfungskommission festgestellt. 
Dabei ist die Gesamtnote der mündlichen Prufungen und die Gesamtnote 
der Prüfungen gemäß Absatz 3 das zur ganzen Zahl gerundete arithmeti- 
sche Mittel der einzelnen Prüfungsleistungen. Die schriftlichen und münd- 
lichen Prüfungsleistungen der Prüfung gemäß Absatz 3 werden zuvor für 
jedes Fach gesondert arithmetisch ermittelt. wobei Seminarleistungen 
keine Anrechnung finden. Die Note der Lizentiatsarbeit zahlt gegenüber 
der Gesamtnote der mündlichen Prüfungen doppelt. gegenüber der 
Gesamtnote der Prüfungsleistungen gemä8 Absatz 3 einfach. 
(9) Das Protokoll über die Feststellung der Endnote ist von allen Mitglie- 
dern der Prüfungskommission. die an der Beschlußfassung teilgenommen 
haben. zu unterschreiben. 

5 11 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Fur die Bewertung der Lizentiatsarbeit. der Leistungen in den einzel- 
nen schriftlichen und mündlichen Prüfungen sowie für die Gesamtnote gilt 
folgende Notenskala: 
mit Auszeichnung = Summa cum laude (1). 

sehr gut = magna cum laude (2). 

gut = cum laude (3). 
genugend = rite (4). 
nicht genugend = (5). 
(2) Nach Beschlußfassung durch die Prufungskommission gibt der 
Dekan dem Kandidaten die Gesamtnote der mündlichen Prüfungen. bei 
gemäß 5 10 Abs. 3 die Gesamtnote der schriftlichen und mundlichen Pru- 
fungen und die Endnote des Prufungsverfahrens bekannt. Ist das Verfah- 
ren erfolgreich abgeschlossen worden. so erfolgt diese Bekanntgabe 
möglichst in Anwesenheit der Prüfungskommission. 

(3) Dem Kandidaten ist nach Abschluß des Prüfungsverfahrens auf An- 
trag Einsicht in die ihn betreffenden Prüfungsakten zu gewähren. 

(4) Nach erfolgreichem Abschluß der Prüfungsleistungen kann dem Kan- 
didaten auf Antrag eine Bescheinigung des Dekans ausgehändigt werden. 

5 12 
Rücktritt. Wiederholungen 

(1) Bei Rücktritt oder Versaumnis des Lizentianden gilt: 
1. Tritt der Lizentiand nach Vorliegen beider Gutachten ohne triftige Gründe 

vom Verfahren zurück. gilt die Prüfung als nicht bestanden. Erscheint 
der Lizentiand ohne triftige Gründe nicht zum Termin der mündlichen 
Prufungen bzw. der vorgeschriebenen Prüfungen gemäß 5 10 Abs. 3. 
gelten diese als nicht bestanden. 

2. Die für den Rucktritt oder das Versaumnis eines Termins geltend ge- 
machten Grunde müssen der Prüfungskommission unverzüglich schrift- 
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Erkrankung des 
Lizentianden ist ein ärztliches Attest vorzulegen. 

3. Erkennt die Prufungskommission die Grunde für den Rücktritt an. ist 
das Prüfungsverfahren ohne rechtliche Folgen für den Lizentianden be- 
endet. 

4. Erkennt die Prüfungskommission die Gründe für das Nichterscheinen 
zu dem Termin der einzelnen Prüfungen an, werden iur diese neue Ter- 
mine festgelegt. 

5. Die entsprechenden Entscheidungen der Prüfungskommission sind 
dem Lizentianden unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu begründen. 

(2) Für Wiederholungen nicht bestandener mündlicher Prüfungen nach 
5 10 Abs 2 gilt: 
1. Ist die Leistung der mündlichen Prüfungen in einem oder mehreren 

Fächern nicht genügend, so kann die mündliche Prüfung in diesem 
Fach bzw. in diesen Fachern bis zu zweimal wiederholt werden. 

2. Wenn nach zweimaliger Wiederholung der mündlichen PrGfungen auch 
nur in einem Fach die Leistungen nicht genügen. sind die mündlichen 
Prüfungen endgültig nicht bestanden. 

(3) Für Wiederholungen nicht bestandener Prüfungen nach 5 10 Abc. 3 
gilt: 
1. Als nicht bestanden gilt die Prüfung in einem Fach, wenn das arithme- 

tische Mittel der schriftlichen und der mündlichen Prüfung nicht wenig- 
stens ,.genugend" (..riteu) ist. Die Prüfung in dem Fach kann bis zu zwei- 
mal wiederholt werden. Die Wiederholung der Prüfung muß stets 
schriftlich und mündlich erfolgen. 

2. Wenn nach zweimaliger Wiederholung der Prüfung das arithmetische 
Mittel der schriftiichen und mundlichen Prüfung nicht wenigs:ens ..ge- 
nügend" (..rite") ist. ist die Gesamtprüfung eiidgültig nicht bestanden. 

(4) Notwendige Wiederholungsprufiingen müssen innerhalb eines Jahres 
erfolgen. Die Prüfungskommission kann diese Frist in begründeten Aus- 
nahmefällen auf Antrag des Bewerbers verlängern. 

~rotokoll. das von beiden Prüfern unterschrieben wird. führt. Alle Mitglie- 
der der Prüfungskommission haben bei mündlichen Pnifungen Zutritt. 
Darubar hinaus sind die Prüfungen fakultätsintern öffentlich. sofern der 
Kandidat nicht gemäß 5 7 Abc. 2 Nr. 6 die offentlichkeit ausgeschlossen hat. 
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5 13 
Rechtsbehell 

(1) Die Entscheidungen des Prüfungsausschusses und der Prufungs- 
kommission ergehen mit einer Rechtsbehelfsbelehning. 

(2) Gegen die Entscheidungen des Prüfungsausschusses und der Prü- 
fungskommission ist der Rechtsbehelf des Widerspnichs gemäß der Ver- 
waltunqsgerichtsordnun~ geqeben. - - - -  - 
(3) Der Wiaersprucn 1st b~nnen eines Monats nacn Bekanntgabe aer Ent- 
scheiduna schriftlich oder zur Niederschrift Dei dem Vorsitzenden des Pni- 
fungsaus~chusses bzw. der ~rifun~skommission od& beim ~ e k a n  der 
Katholisch-Theologischen Fakultät einzulegen. 

5 14 
Veröffentlichung der Lizentiatsarbeit. Ptlichtexemplare 

(1) Zwei Exemplare der Lizentiatsarbeit verbleiben bei den Akten des 
Dekanats der Fakultät. 

(2) Zu einer Veröffentlichung der Lizentiatsarbeit als solcher bedari es der 
Genehmigung der Prüfungskommission. Von der Prüfungskommission 
ggf. verlangte Änderungen der Arbeit sind vor der Veröffentlichung vorru- 
nehmen. 

5 1s 
Lizentiatsurkunde 

(1) Über die vollzogene Lizentiatsprufung wird eine Urkunde ausgestellt. 
die das Thema der Abhandlung. die Note. mit der sie angenommen wurde. 
und die Endnote des gesamten Prüfungsverfahrens enthalten muß. Die 
Urkunde wird vom Dekan der Fakultät unterzeichnet. Die Lizentiatsur- 
kunde wird vom Dekan ausgehändigt. 
(2) Erst mit der Aushändigung der Lizentiatsurkunde erwirbt der Kandi- 
dat das Recht. den Grad des Lic. theol. zu führen. 

5 16 
Entziehung des Lizentiatsgrades 

Der Lizentiatsgrad kann entzogen werden. wenn der Betreuende 
a) ihn durch Täuschung oder im wesentlichen unrichtige Angaben erlangt 

hat. 
b) wegen einer vorsätzlichen Straftat zu einer Freiheitsstrafe von minde- 

stens einem Jahr verurteilt worden ist oder 
C) wegen einer vonatzlichen Straftat verurteilt worden ist. bei der er den 

Lizentiatstitel mißbraucht hat. 
Die Entscheidung tritft der Fakultätsrat der Katholisch-Theologischen 
Fakultät. 

5 17 
Übergangsvorschriften 

(1) Die innerhalb von zwei Jahren nach lnkramreten dieser Ordnunq zur 
Lizentiatspriifung gemäß 5 7 Abs. 5 zugelassenen Kandidaten können Wäh- 
en. OD das ~erfarren naci der vorlaufig genenmigten Lizentiatsordnung 
vom 17 hlarz 196' oder nacn d eser Oron~ng durcngefünn #erden soll. 

(2) Wiederholungsprüfungen sind nach der Lizentiatsordnung abzulegen. 
nach der die Erstprüfung durchgeführt worden ist. 

5 18 
lnkramreten 

Diese Lizentiatsordnung tritt am Tage nach ihrer Veroffentlichung im Ge- 
meinsamen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiterbildung und 
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein- 
Westfalen (GAB!. NW. II) In Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt. unbescha- 
det der Regelung in 5 17 Abs. 1 dieser Ordnung. die vorläufig genehmigte 
Lizentiatsordnung vom 17. März 1967 außer Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschltisse des Fakultätsrates der Katholisch- 
Theologischen Fakultät vom 1 G 1.1 996 und des Senats der Ruhr-Univer- 
sitat Bochum vom 8.2.1996 sorvie des vom Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen hergestellten Einverneh- 
mens mit dem Bischof von Esssn gemäß S 142 Abs. 2 UG vom 28.5.1996, 
mitgeteilt durch Erlaß vom 4.6.'996 - Az. II A 2-8142 -. und der Genehmi- 
gung des Rektors vom 11.7.1996. 

3ochun. den 11. Juli 1996 
Der Rektor 

der Ruhr-Universität Bochum 
Universitätsprofessor Cr. M. Bormann 


